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Entwurf
einer

Hülfsvollſtreckungs - Ordnung .

I . Allgemeine Beſtimmungen .

. 1 .

FJetis rechtskräftige Erkenntniß eines einheimiſchen Gerichts iſt nach Ablauf der dem Ver —

urtheilten in demſelben geſtellten Erfüllungsfriſt vollſtreckbar .
Den rechtskräftigen Erkenntniſſen ſtehen die vorläufig für vollſtreckbar erklärten Urtheile ,

die vor Gericht abgeſchloſſenen Vergleiche und die von den einheimiſchen Gerichten aufgenom —
menen Urkunden , in welchen die ſofortige Hülfsvollſtreckung verwillkührt worden , gleich .

Hinſichtlich des dem Großherzoglichen Kammer - Collegium , ſo wie andern Behörden und

juriſtiſchen Perſonen zuſtehenden Executionszwangs behält es , bis zum Eintritt einer desfallſigen
neuen Geſetzgebung , bei dem bisherigen Recht ſein Bewenden .

§. 2.

Das Vollſtreckungsgeſuch muß bei dem Gerichte angebracht werden , bei welchem die Haupt —
ſache in erſter Inſtanz anhängig geweſen iſt , im Fall der ohne gerichtliches Verfahren ver —

willkührten Hülfsvollſtreckung regelmäßig bei dem Gericht , vor welchem der Schuldner ſeinen

allgemeinen Gerichtsſtand hat .
Dieſes Geſuch muß auf alle hinſichtlich der Hauptſache und der Nebenverbindlichkeiten

bereits feſtſtehenden Punkte gerichtet ſein und ein Verzeichniß der dem Verurtheilten zu erſtat —
tenden Proceßkoſten enthalten .

Bei Anträgen auf Beitreibung der Koſten einer höheren Inſtanz iſt die Vollſtreckbarkeit

der Beſtimmungsdecrete durch Beſcheinigungen der betreffenden Gerichte nachzuweiſen .

§. 3.

Auf ein ſolches begründet gefundenes Geſuch erläßt das Gericht , unter Feſtſetzung des

Betrages der von dem Verurtheilten zu erſtattenden Koſten , die erforderliche Vollſtreckungsver⸗
fügung an den betreffenden Vollſtreckungsbeamten .
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In derſelben iſt beſtimmt vorzuſchreiben , was von dem Schuldner beizutreiben oder wozu

derſelbe anzuhalten iſt und welche Vollſtreckungsart ſtattfinden ſoll .

Ebenſo iſt in derſelben die regelmäßig achttägige Friſt , nach deren Ablauf der Vollſtreckungs —
beamte über die vollſtreckte Verfügung zu berichten hat , vorzuſchreiben .

Abſchrift dieſer Verfügung iſt den Parteien mitzutheilen .

§. 4.

Die Hülfsvollſtreckung geſchieht regelmäßig durch einen der Unterbedienten des betreffenden
Gerichts , einſchließlich des Gerichtsſchreibers .

Die in einem fremden Gerichtsbezirk vorzunehmende Hülfsvollſtreckung erfolgt mittelſt

Erſuchungsſchreibens an das betreffende Gericht .

§. 5.

Der mit der Hülfsvollſtreckung beauftragte Gerichtsunterbediente hat bei eigener Verant —

wortlichkeit den Inhalt des ihm ertheilten Vollſtreckungsbefehls genau zu befolgen.
Außer in Folge eines gerichtlichen Befehls darf er mit der ihm übertragenen Hülfsvoll —

ſtreckung nur innehalten , wenn ihm der urkundliche Nachweis , daß nach erkannter Hülfsvoll —
ſtreckung die Schuld getilgt oder vom Gläubiger Stundung bewilligt worden , vorgelegt wird .

Wegen des Todes des Schuldners oder eines bei ihm ſich aufhaltenden Familienmitgliedes ,
ſo wie wegen des Wochenbettes der ſchuldneriſchen Ehefrau in den erſten 14 Tagen nach der

Entbindung kann der Vollſtreckungsbeamte die Hülfsvollſtreckung auf kurze Zeit ausſetzen .
Der Vollſtreckungsbeamte iſt befugt , einen bei der Vollziehung der Hülfsvollſtreckung ſich

findenden Widerſtand durch Requiſition der Polizei nöthigenfalls mit Gewalt zu überwinden .

In dieſem Falle hat er ſofort , ſonſt bis zum Ablauf der in der Vollſtreckungsverfügung vor —

geſchriebenen Friſt , über den ihm gewordenen Auftrag an das Gericht zu berichten .

Abſchrift dieſes Vollſtreckungsberichts iſt beiden Parteien mitzutheilen .

§. 6.

Die Hülfsvollſtreckung wird gehemmt :

1) durch oberrichterlichen Befehl ;

2 ) durch Einleitung eines concursmäßigen Verfahrens , nach Maßgabe der Verordnung vom

Ilten December 1834 , voder durch Eröffnung des Concurſes ;

3) durch beſcheinigte dritter Perſonen aus dem Grunde von Eigenthums - oder

dinglichen Nutzungsrechten .
Gine Hemmung des Vollſtreckungsverfahrens wegen der nach erkannter Hülfsvollſtreckung

noch zuläſſigen Einreden (§. 7) und wegen unbeſcheinigter Einſprachen aus Eigenthums —
oder dinglichen Nutzungsrechten ſteht zum richterlichen Ermeſſen .

§. L.

Im Vollſtreckungsverfahren ſind nur zuläſſig :

J ) Einwendungen gegen die Rechtsbeſtändigkeit der erkannten
Günfsvoliiontung oder der

verfügten Vollſtreckungsart ;
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2) die Berufung auf da beneficium competentiae ; i

3) die Einreden , welche nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Erkenttiſſes oder bezie⸗
hungsweiſe nach Abſchluß des gerichtlichen Vergleiches oder nach Abfaſſung der die

Verwillkührung der Hülfsvollſtreckung ertheilenden gerichtlichen Urkunde entſtanden ſind .

Dieſe Einwendungen ſind nur dann zu beachten , wenn ſie bei
dein Gerichte ſelbſt ange⸗

bracht werden .

Sn den unter Nr . 1 erwähnten Fällen iſt vor der Entſcheidung nur ausnahmsweiſe voll⸗

ſtändiges Gehör beider Theile einzuleiten .

§. 8.

Alle Einſprüche aus dem Grunde gleicher oder bevorzugter Erſtigkeitsrechte hemmen das

Vollſtreckungsverfahren ſelbſt nicht , ſondern verhindern nur , falle fie beſcheinigt oder wegen
ihres Vorhandenſeins genügende Sicherheit im Falle noch Hih beizubringender Beſcheinigung
geſtellt worden , die Befriedigung des Gläubigers aus dem Erlös der abgepfändeten hen

Su 9§. 9.

Die Vollſtreckungsverfügung muß aufs Neue beantragt werden , wenn ſie in Folge einer

Befriſtung des Schuldners durch den Gläubiger binnen 6 Monaten nicht zur Ausführung
gekommen iſt .

ii§. 10.

Gerichtsferien kommen nach erkannter Hülfsvollſtreckung regelmäßig nicht in Betracht ; nur

Verſteigerungen von Grundſtücken ſollen während derſelben nicht ſtattfinden .

§. II .

Die Koſten des Hülfsvollſtreckungsverfahrens fallen dem Schuldner zur Laſt und ſind von

demſelben zugleich mit der Hauptſchuld einzuziehen .
Die Koſten einer fruchtlos gebliebenen Hülfsvollſtreckung hat der Gläubiger zu tragen .

Derſelbe iſt nöthigenfalls auch gehalten , zur Beſtreitung der Koſten einen angemeſſenen Vorſchuß
zu erlegen .

Sa 2 .

Das Vollſtreckungsverfahren ifi fo einzurichten , wie es ohne Benachtheiligung des Gläu —

bigers für den Schuldner am wenigſten drückend wird .

II . Von Beitreibung der Geldforderungen .

§. 13 .

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen der Schuldners , ſo weit die Geſetze
leine Ausnahme begründen , iſt der Hülfsvollſtreckung unterworfen .

L4
Die Beitreibung von Geldſchulden erfolgt , außer in dem Rale tineg nurin Wechſelſachen

zuläſſigen Perſonalarreſtes , durch die Vollſtreckung
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